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Am 21. Dezember gegen 10.30 Uhr erreichte mich folgende 
E-Mail aus der ÖÄK (gekürzt):

Sehr geehrte Referenten!

Bekanntlich müssen hausapothekenführende Ärzte den begünstigten 
Beziehern bis 31.12.2015 gemäß § 10b Öst. Arzneitaxe (= Verord-
nung des BMG) 3,85 % Sondernachlass gewähren. Ab 1.1.2016 gilt 
wieder der ursprünglich in § 3a festgelegte Sondernachlass iHv 3,6 %. 
Nach einem kurz gefassten Schreiben Ende November, dass „in näch-
ster Zeit zu Gesprächen eingeladen werde“, hat heute Gen.Dir.-Stv. 
Mag. Hagenauer vom HV der Sozialversicherungsträger angerufen und 
folgende Alternativen angeboten:

1. Die ÖÄK stimmt bis morgen 10:00 h zu, dass der mit 31.12. 
auslaufende Sondernachlass in Höhe von 3,85 % noch in diesem 
Jahr einvernehmlich auf weitere 3 Jahre verlängert wird. Im Jän-
ner finden dann weitere, „freundschaftliche“ Gespräche zwischen 
HV und ÖÄK statt, um für HAPO-Ärzte mit Jahresumsatz über  
€ 300.000,- zusätzliche Rabatte auszuhandeln.

2. Die ÖÄK stimmt der einvernehmlichen Verlängerung der 3,85 % 
nicht zu. Dann gilt ab 1.1.2016 der Original-Nachlass von 3,6 %.

Der Hauptverband wird jedoch an BM Oberhauser herantreten und 
- ohne vorangehende Verhandlungen mit der Ärzteschaft - seine Vorstel-
lungen eines höheren Nachlasses von hausapothekenführenden Ärzten 
vorlegen.
Im Auftrag von VP Dr. Wiegele ersuche ich um kurze Stellungnahme, 
zu welcher Lösung Sie tendieren.

Seine erste Reaktion dazu darf ich anschließend wiedergeben: „Wie ihr 
seht die immer üblichere und unverschämte Erpressung v. Seiten des 
HV wie bei der Pharmaindustrie..."
Eine Lösung der HAPO-Probleme wird nicht einmal erwähnt sondern 
man haut erst einmal hin.
Pragmatisch ist es natürlich die Variante 1 zu nehmen.
Variante 2 zu riskieren um dann öffentlich darauf hinweisen, dass die 
HAPOs abermals und zusätzlich unter Druck gesetzt und zur Kasse 
gebeten werden, ist eine Möglichkeit, die auch ihren Reiz hätte.

Gert

Soweit die E-Mail, die mich während meiner Ordinationstätig-
keit, begleitet von einem Anruf unseres Kammeramtes erreichte. 
Mein Vorschlag war klar: Ablehnung des erpresserischen Ulti-
matums und sofort einen Brief an die neue Verbandsvorsitzende 

des Hauptverbandes Frau VP Mag. Ulrike RABMER-KOLLER 
mit folgendem Inhalt: 
Frage, ob sie diesen Erpressungsversuch überhaupt kennt?
Wenn bejahend, ob dies der neue Stil des HV ist?
Zurückweisung des erpresserischen Ultimatums!
Ersuchen um umgehende Terminvereinbarung, um partner-
schaftliche Gespräche auf Augenhöhe zu führen.

Leider drang ich mit meiner Forderung nicht durch, es zeich-
nete sich im E-Mail-Verkehr eine Annahme des Ultimatums ab, 
auch mein letzter Kompromiss, der den Vertrag um drei Monate 
verlängert hätte, bei gleichzeitigem oben genannten Brief fand 
leider keine Mehrheit, siehe nachfolgende ungekürzte Mail:
„Der überwiegenden Meinung entsprechend wurde dem HV mitgeteilt, 
dass einer vorläufigen Verlängerung des Sondernachlasses iHv 3,85 % 
zugestimmt wird und wir uns eine entsprechende Unterstützung des 
Hauptverbandes beim „im Raum stehenden Hausapothekenpaket“ der 
Bundesregierung erwarten.
Für die dritte Jänner Woche ist ein erstes Gespräch anberaumt, bei 
dem Mag. Hagenauer seine Vorstellungen betreffend Partizipation der 
Sozialversicherungsträger an den Umsatzsteigerungen im Arzneimittel-
bereich zur Diskussion stellen wird.“

Um den Hintergrund besser verstehen zu können, möchte ich 
die historische Entwicklung der Hausapothekenrabatte, zumin-
dest seit ich selbst eine betreibe (seit 1992, davor mussten die 
Patienten wegen einigen hundert Metern ins sechs Kilome-
ter entfernte Pottenstein pilgern, um ihre Medikamente zu  
bekommen).
Bereits 1992 fiel mir eine Diskrepanz in unserem System auf, die 
ich umgehend unserer Kammer mitteilte (siehe nächste Seite). 
Die Antwort darauf war derart befriedigend (ich solle froh sein 
überhaupt eine Hausapotheke zu haben und die Differenz sei 
durch das Skonto der Lieferfirma abgedeckt …), dass diese mein 
standespolitisches Engagement auslöste. 

Bereits damals verursachte die Verschreibung von Hochpreisprä-
paraten einen doch nicht unbeträchtlichen Verlust. Dies führte 
dazu, dass viele Medikamente dieser Preisklasse extern rezeptiert 
wurden und der Patient damit in die Apotheke geschickt wurde. 
Der Sondernachlass für die Apotheker betrug damals bis acht Mil-
lionen Jahresumsatz 10,67 %, erst darüber stieg er über 11,52 % 
 auf maximal 11,90 %, und dies bei einem um 10 % niedrigerem 
Einstandspreis. Zusätzlich durften Apotheken bis Ende 2003 
gemäß § 6. Abs. 3 der Arzneitaxe einen Zuschlag von 5 v. H. bei 
der Abrechnung der Nettoendsumme hinzurechnen. 

Hausapothekenrabatt
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Mit Wirksamkeit Jänner 2004 kam eine entschei-
dende Änderung. Da wurde der Großteil des Nach-
lasses in die Aufschläge eingearbeitet (zum Nachle-
sen: 629. Verordnung des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Frauen – 107. Änderung der Arz-
neitaxe). In dieser wurde auch der Abschlag für Haus-
apotheken auf 3,6 % der Gesamtsumme festgelegt, 
wobei Medikamente über 200 Euro Einstandspreis 
vom Nachlass ausgenommen wurden. Dies geschah 
teilweise auch auf meine Initiative. Für die Apothe-
ken wurde in der gleichen Verordnung der Nachlass 
auf 2,5 % vom den Medianwert übersteigenden 
Umsatzes, bis zum Medianwert beträgt der Sonder-
nachlass NULL %. Der Medianwert liegt derzeit laut 
meinen Informationen bei rund 1,2 Millionen Euro! 
Das heißt, dass Apotheken bis zum Medianwert kei-
nen Sonderrabatt gewähren müssen.

In der Folge stieg der Hausapothekensondernachlass 
auf 4,02 %, um sich dann auf 3,85 % einzupendeln. 
Dieser „Solitaritätsbeitrag“ für die notleidenden Kas-
sen, die bis dato ein Sondervermögen von mehreren 
Milliarden Euro angehäuft haben, sollte eigentlich 
mit Ende 2015 auslaufen. 
Für Interessierte und Ungläubige: Die gesamte 
Rechtsvorschrift für Österreichische Arzneitaxe seit 
1962 finden Sie auf www.ris.bka.gv.at

Dem Hauptverband ist anscheinend die finanzielle 
Schlechterstellung der Hausapotheken zu wenig. 
Daher hat er bereits angekündigt, Verhandlungen 
über einen „Sondersonderrabatt“ für per se schon 
begünstigte Bezieher für Hausapotheken über 
300.000 Jahresumsatz aufzunehmen. Dass dabei 
auch über die „rabattfreien“ Hochpreismedikamente verhandelt 
werden wird, gilt für mich als sicher. 

Um noch einmal klarzustellen. Die Kassen bekommen bereits 
ohne Sonderrabatt einen anderen Preis verrechnet als der private 
Konsument. Dieser bezahlt rund 40 % mehr als die „begünstig-
ten Bezieher“, also die Kassen. Diesen wird dann noch ein Son-
derrabatt von derzeit 3,85 % gewährt. 

Am 30.12.2015 veröffentlichte das Ministerium für Gesundheit 
die 132. Änderung der Arzneitaxe – siehe Faksimile. In dieser 
wird der Sondernachlass unbefristet auf 3,85 % festgelegt. Ob 

die Zustimmung der ÖÄK zu dieser Verordnung das Verhand-
lungsmandat stärkt, darf zumindest bezweifelt werden. 

Damit ist ein weiterer kleiner Schritt in Richtung Zerstörung 
der Hausapotheken und der Landmedizin gesetzt, um zentra-
len PHC Zentren den Weg zu ebnen. Vor allem die Patienten 
werden die Leidtragenden sein. Ohne Landarzt stirbt das Land, 
stirbt das Dorf. 

DR. MAX WUDY
Kurienobmann-Stellvertreter der niedergelassenen Ärzte

Gemeindearzt 
Dr. Max Wudy 
2564 Weissenbach 
Hollergasse 30 
Tel.: 02674 8130  Fax: 02674 45117 

_______________________________________                                         Weissenbach, 12. Dezember 1992 
 
 
 
An das Präsidium der 
NÖ Ärztekammer 
1010 Wien 
Wipplingerstraße 2 
 
 
   Sehr geehrtes Präsidium! 
 
 
   Bei der Durchsicht der letzten Hausapothekenabrechnung ist mir aufgefallen, daß für manche 
Medikamente weniger als der Einstandspreis von der Krankenkasse bezahlt wird. 
 
Dazu folgendes Beispiel: 
 
ERYPO 10000 IE Amp 6 x 1 ml  Einkaufspreis     13.371,88 
      (siehe Beilage) 
      Kassenverkaufspreis    15.000 
      - 11,2 % gesetzlichem Rabatt  13.320 
 
   Das bedeutet einen Verlust von 51,88 S. 
 
   Ich bin gerne bereit, bei teuren Präparaten auf einen hohen Gewinn zu verzichten, daß aber  
meine Arbeit, mein Risiko und mein Aufwand zur Lagerhaltung nicht nur nicht vergolten wird, 
sondern auch noch die Krankenkassen finanzieren soll, ist nicht einzusehen.  
   Meines Wissens ist der Verkauf unter dem Einstandspreis in Österreich strafbar. Anscheinend 
werden wir vom Hauptverband zu einer strafbaren Handlung gezwungen. 
   Ich glaube nicht, daß es Sinn einer Hausapotheke sein kann, dem meist schwerkranken 
Patienten ein Rezept in die Hand zu drücken, und ihn aufzufordern, sein in obigem Fall 
lebensnotwendiges Medikament, das ich ihm dann verabreichen muß, in der nächsten Apotheke 
zu holen. Ich werde jedenfalls bis zur Klärung weiterhin diesen Verlust auf mich nehmen und in 
dem Bewußtsein weiterleben müssen, einen Beitrag zum Dienstmercedes eines 
Hauptverbandangestellten geleistet zu haben. 
   Ich bitte Sie sowohl um Ihre Ansicht als auch um Interpretation der bestehenden Rechtslage. 
 
 
             mit kollegialen Grüßen 
 
             Max Wudy 
 
PS. Ergeht durchschriftlich an den Hausärzteverband zur Kenntnisnahme der Problematik 


